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Allgemeine Informationen 
zur betrieblichen Altersversorgung 
 
 
Besonderheiten bei Gesellschafter-Geschäftsführern 
für Pensionszusagen und Zusagen auf Unterstützungskassenleistungen 
 
 
Die Besonderheiten gelten grundsätzlich auch für dem Gesellschafter-Geschäftsführer (GGF) nahestehende Per-
sonen sowie unter gewissen Voraussetzungen für Vorstände einer Aktiengesellschaft (mit Mehrheitsaktienbesitz) 
und deren Angehörigen (nähere Einzelheiten siehe FVB--0290Z0 und FVB--0299Z0). 
 
 
 
Angemessenheit 
 
Eine Pensionszusage oder eine Zusage auf Unterstüt-
zungskassenleistungen ist bei der Angemessenheits-
prüfung mit der fiktiven Jahresnettoprämie anzusetzen. 
Bei kongruent rückgedeckten Unterstützungskassen ist 
auch der Ansatz der Zuwendungen möglich. 

Die Finanzverwaltung sieht eine Invalidenrente von 
mehr als 100 % der Altersrente und eine Hinterbliebe-
nenrente von mehr als 60 % der Altersrente ggf. als 
nicht üblich an. 
 
Gesellschafterbeschluss 
(Einzelheiten siehe Merkblatt FVB--0280Z0) 
 
Für die Erteilung und Änderung von Versorgungszusa-
gen an den Gesellschafter-Geschäftsführer bzw. einen 
Fremdgeschäftsführer einer GmbH bedarf es eines Ge-
sellschafterbeschlusses. Dies gilt auch für die Verpfän-
dung einer Rückdeckungsversicherung im Rahmen der 
Absicherung durch eine Pensionszusage. 

 
Insolvenzschutz 
(Einzelheiten siehe Merkblatt FVB--0274Z0) 
 
Die Versorgungsanwartschaften von arbeitsrechtlich 
beherrschenden GGF sind über das Betriebsrentenge-
setz nicht insolvenzgeschützt. In diesen Fällen sollte da-
her unbedingt eine privatrechtliche Insolvenzsicherung 
durch Verpfändung der Rückdeckungsversicherung 
vereinbart werden. 

Kürzung des Sonderausgaben-Höchstbetrags 
 
Nach dem Jahressteuergesetz 2008 hat eine Kürzung 
des Höchstbetrages für tatsächlich aufgewendete Ba-
sisaufwendungen immer dann zu erfolgen, wenn ein 
(nicht rentenversicherungspflichtiger) GGF eine Zusage 
auf Altersversorgung erhält bzw. erhalten hat. Auf den 
Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung 
oder das Einhalten einer bestimmten Quote zwischen 
Aufwand und Beteiligung kommt es dabei nicht an. 
 
Mindestzusagedauer/Erdienbarkeit 
(Einzelheiten siehe Merkblatt FVB--0290Z0) 
 
Bei einem steuerrechtlich beherrschenden GGF ist er-
forderlich, dass zwischen der Erteilung der Zusage und 
der frühestmöglichen Inanspruchnahme der Altersleis-
tung ein Zeitraum von mindestens 10 Jahren liegt. 

Bei einem nicht beherrschenden GGF reicht alternativ 
hierzu aus, dass dieser Zeitraum 3 Jahre beträgt, wenn 
das Dienstverhältnis im Zeitpunkt des vorgesehenen 
Ausscheidens 12 Jahre bestehen wird. 

Ab Vollendung des 60. Lebensjahres wird die Erteilung 
einer Versorgungszusage an den GGF steuerlich nicht 
mehr anerkannt. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) vertritt die Auffassung, 
dass die Erdienbarkeitsfrist grundsätzlich eingehalten 
werden muss. Wir empfehlen daher mit dem Steuerbe-
rater eventuelle steuerliche Konsequenzen zu bespre-
chen, wenn das Dienstverhältnis vor Ablauf der Erdien-
barkeitsfrist beendet werden soll. 
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Der BFH hält die Erdienbarkeitsfrist dann für entbehr-
lich, wenn die Entgeltumwandlung eine echte Barloh-
numwandlung ist. Dies liegt vor, wenn ein Teil des bis 
dahin bestehenden angemessenen Lohnanspruchs in 
Beiträge für eine bAV-Maßnahme umgewandelt und 
das Arbeitsverhältnis im Übrigen unverändert bleibt. 
Denn in diesen Fällen finanziert wirtschaftlich betrach-
tet nicht die GmbH, sondern der GGF die betriebliche 
Altersversorgung. Folglich gilt in diesen Fällen die Ein-
schränkung auf das 60. Lebensjahr nicht. 
 
Pensionierungsalter 
 
Wird an einen steuerrechtlich beherrschenden GGF 
eine Pensionszusage nach dem 09.12.2016 erteilt oder 
wesentliche Änderungen einer vor dem 10.12.2016 be-
stehenden Pensionszusage an einen steuerrechtlich 
beherrschenden GGF vorgenommen, muss das ver-
tragliche Endalter mindestens 67 Jahre betragen, um 
eine verdeckte Gewinnausschüttung zu vermeiden (bei 
Pensionszusagen an steuerrechtlich beherrschende 
GGF vor dem 09.12.2016 muss das vertragliche Endal-
ter im Übrigen mindestens 65 Jahre betragen). 

Bei einer Unterstützungskassenversorgung ist als Fi-
nanzierungsendalter der Ablauf der Rückdeckungsver-
sicherung anzusetzen. Für beherrschende GGF kann 
eine neue Unterstützungskassenzusage nur noch mit 
dem 67. Lebensjahr als frühestes Pensionierungsalter 
eingerichtet werden. Wird ein neuer Leistungsplan auf 
das Endalter 67 abgeschlossen, so muss auch ein 
schon bestehender Leistungsplan entsprechend ange-
passt werden. 
 
Probezeit 
(Einzelheiten siehe Merkblatt FVB--0290Z0) 
 
Beim GGF ist eine Zusage unmittelbar nach der Anstel-
lung und ohne die unter Fremden übliche Wartezeit in 
der Regel nicht betrieblich veranlasst. Das Bundesmi-
nisterium für Finanzen (BMF) hält in einer bereits beste-
henden GmbH eine Probezeit von zwei bis drei Jahren 
für ausreichend. Ist die Kapitalgesellschaft neu gegrün-
det worden, bedarf es eines Zeitraums von fünf Jahren. 

Bei entsprechenden Vortätigkeiten ist eine Probezeit 
nicht in jedem Fall erforderlich, so z. B. bei Betriebsauf-
spaltungen oder einer Umwandlung eines Einzelunter-
nehmens in eine Kapitalgesellschaft, wenn der bishe-
rige – bereits erprobte – Geschäftsführer des Einzelun-
ternehmens als beherrschender GGF der Kapitalgesell-
schaft das Unternehmen fortführt. 

Rentenanpassung 
 
Bei laufenden Renten ist gemäß Betriebsrentengesetz 
(§ 16 BetrAVG) alle drei Jahre zu prüfen, ob die Renten 
vom Arbeitgeber angepasst werden müssen. Die Ren-
tenanpassungsprüfpflicht entfällt, wenn der Arbeitge-
ber sich dazu verpflichtet, laufende Renten jährlich um 
mindestens ein Prozent anzupassen. 

Die Überschussbeteiligung der Rückdeckungsversiche-
rung erhöht laufende Rentenleistungen unabhängig 
von der wirtschaftlichen Lage des Arbeitgebers. 

Auf Zusagen an arbeitsrechtlich beherrschende GGF 
findet das BetrAVG keine Anwendung. Für diese Perso-
nen kann eine individuelle Anpassungsregelung getrof-
fen werden. 
 
Überversorgung 
(Einzelheiten siehe Merkblatt FVB--0284Z0 und 
FVB--0290Z0) 
 
Die Altersversorgung (Pensionszusage, Unterstützungs-
kasse oder versicherungsförmige Durchführungswege) 
darf zum jeweiligen Bilanzstichtag zusammen mit der 
gesetzlichen Rente insgesamt 75 % der Aktivenbezüge 
des Versorgungsberechtigten nicht übersteigen. 

Bei einer Zusage aus Entgeltumwandlung werden die 
Beiträge von der Bemessungsgrundlage abgezogen. 
Die daraus resultierenden Versorgungsleistungen wer-
den im Gegenzug nicht berücksichtigt. 

Eine gehaltsabhängige Zusage („x % der Bruttobe-
züge“), eine beitragsorientierte Leistungszusage oder 
eine Zusage aus Entgeltumwandlung wird nicht ge-
prüft. 

Eine „Nur-Pension“– darunter versteht man das Fehlen 
eines Gehaltes bzw. die Beschränkung des Gehaltes 
auf die Versorgungszusage – ist nicht möglich. 

Sind einmalige Kapitalleistungen vorgesehen, so gel-
ten 10 % der Kapitalleistung als jährlicher Rentenbe-
trag. 
 
Vorzeitiges Ausscheiden 
 
Bei Zusagen an beherrschende GGF ist eine sofort un-
verfallbare ratierliche Anwartschaft nach dem Verhält-
nis der Zeitdauer ab Erteilung der Zusage bis zum Aus-
scheiden aus dem Dienstverhältnis einerseits und bis 
zum Erreichen der vorgesehenen Altersgrenze ande-
rerseits zu bemessen. 
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Die unverfallbaren ratierlichen Anwartschaften von 
nicht beherrschenden GGF können dagegen nach der 
Zeitdauer ab dem Beginn des Dienstverhältnisses ver-
einbart sein (übliches ratierliches Verfahren). 

Wird die Zusage für einen GGF als beitragsorientierte 
Leistungszusage eingerichtet oder durch Entgeltum-
wandlung finanziert, so wird es steuerlich nicht bean-
standet, wenn die vom Zeitpunkt der Zusage bis zum 
Ausscheiden erreichte Anwartschaft aus den bis dahin 
umgewandelten Entgeltbestandteilen aufrechterhal-
ten bleibt (Unverfallbarkeit nach § 2 Abs. 5 BetrAVG). 


